
Bundessozialgericht

- 5 RK 74/75 -
Verkündet am
44_ Dezember 1976

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

gig'■glzzégneglz" Ur t e11der Gesch.8telle — in dem Rechtsstreit

.................OOOOOCOOOOOCOOI...........OCOOOOCOCOOO

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

.................OOOOOIIOOCOOOOOOI......OOOOOOIO0.0COCO.

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:......O.......‘COIOOODIOOOÜOO....

beigeladen:

.O............OOOOOOOOOOIUOCIOOO

O...............‘OOOOCOOOIOOOOOO

Das Bundessozialgericht - 5. Senat - hat auf die

mündliche Verhandlung vom 14. Dezember 1976.

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 17. September

1975 aufgehoben. Die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des Sozialgerichts Hannover vom 29. April 1974

wird in der Sache zurückgeWiesen.

Kosten für alle drei Rechtszüge haben die Beteiligten
nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten über die Kosten der stationären

The-Behandlung einer Geisteskranken.

Die 1946 geborene und später wegen Geisteskrankheit ent—

mündigte 0. war seit 1964 in der psychiatrischen Abteilung

des Frauenheims H. untergebracht. Die Mutter der O., gleich—

zeitig deren Vormund, war bei der beklagten Allgemeinen

Ortskrankenkasse (AOK) und der beigeladenen Landesversiche—

rungsanstalt (LVA) pflichtversichert.

Am 27. Juni 1969 fand 0. wegen einer aktiven Lungen—Tbc

Aufnahme in der psychiatrischen The—Abteilung des Nieder—

sächsischen Landeskrankenhauses L. Dort verblieb sie bis

zum 1. September 1970 in stationärer Behandlung. Der klagende

Sozialhilfeträger trug die Kosten der Tbc»Behandlung in

Höhe von 7.215,50 DM, nachdem er zuvor im November 1969 die

beklagte AOK und im Januar 1970 die beigeladene LVA vergeb—

lich zur Übernahme der Behandlungskosten aufgefordert hatte.

Während der stationären Behandlung wurde das der Mutter der

O. für das Kind zustehende Kindergeld von monatlich 54‚—— DM

an den Kläger abgeführt. Nachdem die Bemühungen des Klägers

um Kostenübernahme erfolglos geblieben waren, hat er Klage

vor dem Sozialgericht (SG) Hannover erhoben. Das SG hat die

Klage abgewiesen (Urteil vom 29. April 1974). Es hat die Auf-

fassung vertreten, daß der Kläger seinen Ersatzanspruch nicht
binnen sechs Monaten nach Ablauf der Unterstützung geltend

gemacht habe und der AnSpruch deshalb nicht bestehe.

Die Berufung des Klägers hatte Erfolg. Das Landessozial-

gericht —LSG—(Urteil vom 17. September 1975) hat ausge-
führt, die Beklagte sei zur Gewährung der The—Behandlung

verpflichtet gewesen. Der Erstattungsanspruch des Klägers

sei nicht ausgeschlossen, weil 5 1559 der Reichsversiche-

rungsordnung (EVO) keine Anwendung finde. Die Mutter der

0. habe nach 55 205 Abs. 1, 184 RVG einen Anspruch auf Ge-
währung von Krankenhauspflege für ihre Tochter gegen die
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beklagte Krankenkasse. Dieser sei auch.vorrangig gegenüber

der Sozialhilfe. Der Anspruch auf Gewährung der stationären

Behandlung gegen die Beigeladene sei gemäß 5 1244 a Abs. 7
Satz 5 BVG entfallen, denn die 0. sei wegen Geisteskrank-

heit in Anstaltepflege auf öffentliche Kosten untergebracht

gewesen. Das Kindergeld von 54,-— DM monatlich sei im Ver-

hältnis zu einem täglichen Pflegesatz von 17,-— DM im Jahr

1969 oder 19,40 DM im Jahr 1970 zu gering, um eine Unter-

bringung auf eigene Kosten annehmen zu können.

Die Beklagte rügt mit der zugelassenen Revision eine Ver-

letzung der 55 150 des Bundessozialhilfegesetzes_(BSHG),

1244 a RVG. Der Sozialhilfeträger habe bei Anstaltspflege

1.8. des 5 150 BSHG die notwendige The—Behandlung zu ge—

währen; das gelte auch gegenüber der Krankenkasse. Hilfs-
_

weise sei die Beigeladene zur Erstattung verpflichtet. Die

Vorschrift des 5 1244 a Abs. 7 Satz 5 EVO i.V.m. 5 150
BSHG stehe dem nicht entgegen, da 0. nicht auf öffentliche

Kosten untergebracht gewesen sei. Selbst bei einer geringen

Beteiligung des Untergebrachten an den Kosten, wie im vor-

liegenden Fall, liege keine Unterbringung auf öffentliche
Kosten vor.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des 156 Niedersachsen vom 17. September

1975 — L 4 Kr 26/74 — aufzuheben und die Klage

abzuweisen, soweit die Beklagte verurteilt worden

ist, dem Kläger die für die stationäre Behandlung

von Hildegard 0. im Niedersächsischen Landes-

krankenhausL. in der Zeit vom27. Juni 1969
bis 1. September 1970 aufgewendeten Kosten zu

erstatten und den Kläger, hilfsweise die Beige—

ladene für leistungspflichtig zu erklären.

Der Kläger und die Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen.
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Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision ist begründet. Der klagende Sozialhilfeträger

ist verpflichtet, die Kosten der The—Behandlung der Geistes-

kranken 0. zu tragen.

Nach den nicht angefochtenen Feststellungen des LSG war

die Mutter der 0. sowohl bei der beklagten AOK wie auch

bei der beigeladenen LVA pflichtversichert. Auf Grund

ihres Krankenversicherungsverhältnisses standen ihr für

das Kind 0. Ansprüche auf Krankenhilfe nach 5 205 RVG

zu, weil sie ihrem wegen Geisteskrankheit entmündigten

Kind unterhaltspflichtig war. Zu diesen Ansprüchen gehört

auch die Gewährung von Krankenhauspflege‚ soweit sie

medizinisch erforderlich ist (5 184 RVG); daß beim Auf—

treten aktiver Lungen»Tbc die Notwendigkeit von Kranken—

hauspflege bestand, steht zwischen den Beteiligten außer

Streit. Auf Grund ihrer Zugehörigkeit zur Rentenversiche-

rung hatte die Mutter der O. außerdem Ansprüche auf Heil—

behandlung des Kindes nach 5 1244 a Abs. 1 und 2 RVO gegen

die Beigeladene. Die Vorschrift des 5 1244 a RVG, die im

Zuge der Neuordnung der Tbc—Bekämpfung 1959 in die RVO

eingefügt worden ist (5 51 Nr. 1 Buchst. a des Gesetzes

überTbc—Hilfe-THG—vom25. Juli 4959{BGBlI 515j), ent—-
hält in ihrem dritten Absatz eine Zuständigkeitsregelung

i.S. einer Arbeits—‚ aber auch der Kostenaufteilung zwischen

den Trägern der Renten— und der Krankenversicherung der—

gestalt, daß — falls der The—Kranke sowohl kranken— als auch

rentenversichert ist — der Träger der sozialen Krankenver—

sicherung die ambulante, der Renténversicherungsträger dagegen

die stationäre Tbc—Heilbehandlung zu gewähren hat (BSGE 29,

87, 89 = SozR Nr. 11 zu 5 1244 a RVG; BSGE 51, 122, 124; BSG,

Urteil vom 29. September 1976 — } RK 76/74). Ein nach die—

ser Zuständigkeitsregelung gegen den Rentenversicherungs—

träger gegebener Anspruch auf Gewährung der stationären

Heilbehandlung entfällt jedoch nach 5 1244 a Abs. 7 Satz 5

-5-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

BVD i.V.m. 5 150 BSHG, wenn der Tbc—Kranke wegen Geistes-

krankheit, Geistesschwäche, Epilepsie oder wegen einer

Suchtkrankheit auf öffentliche Kosten in Anstaltspflege

untergebracht ist (BSGE 27, 280 = SozR Nr. 8 zu 5 1244 a
EVO; BSG SozR Nrn. 14, 34, 36 zu s 1244 a EVO). Diese Aus-
nahmeregelung ändert jedoch die grundlegende Zuständigkeite-

regelung nicht zu Lasten der Krankenversicherung (BSG,

Urteil vom 29. September 1976 — 5 RK 25/75). Der Rentenver-

sicherungsträger wird vielmehr von seiner Verpflichtung zur

The—Bekämpfung lediglich zu Lasten des für die Anstalts-

unterbringung zuständigen öffentlichen Kostenträgers befreit.

Diese Folge rechtfertigt sich einmal daraus, daß im Rahmen

der The—Bekämpfung die Betreuung des Kranken stets in einer

Hand liegen soll, weshalb zur Vermeidung von Kosten3treitig—

keiten auch nur ein Kostenträger für sie in Betracht kommen

kann (vgl. Begründung zu 5 24 des Regierungsentwurfs eines

THG, BT—Drucks. III 549, S. 19). Zum anderen handelt es

sich bei den für die The—Bekämpfung insgesamt aufzuwendenden

Kosten letztlich immer um Gelder, deren Aufbringung an sich

nicht zu den eigentlichen Aufgaben der sozialen Renten-

versicherung gehört, die vielmehr im Rahmen der Volks-

seuchenbekämpfung von der öffentlichen Hand zu tragen sind.

Diese Regelung für die Fälle der Unterbringung der The-Kranker

in Anstaltspflege gilt nicht nur, wenn der Kranke aus—

schließlich auf öffentliche Kosten untergebracht ist. Wendet

der Versicherte Eigenmittel auf, erfordert die Unterbrin-

gung jedoch (zusätzlich) den Einsatz öffentlicher Mittel,

so müssen die gleichen Grundsätze gelten. Es kann dahin-

stehen, ob die Aufgaben- und Kostenverteilung nach 5 1244 a
Abs. 7 Satz 5 EVO dann keine Anwendung zu finden hat, wenn
der Untergebrachte die Kosten der Anstaltspflege in vollem

Umfang selbst trägt (vgl. BSG SozR Nr. 8 zu 5 1244 a RVO),
weil ein solcher Fall hier nicht vorliegt; der Eigenanteil

der Versicherten - monatlich 54,-- DM — an den Unterbrin-

gungskosten - der tägliche Pflegesatz betrug 17,-— DM bzw.

19,40 DM — war so gering, daß die Mutter der O. weder als

volle Selbstzahlerin angesehen noch einer solchen gleich-
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gestellt werden kann. Der — geringe - Eigenbeitrag der

Versicherten vermag nichts an der Anwendbarkeit der Rege-

lung, die 5 4244 a Abs. 7 Satz 5 EVO vorschreibt, zu ändern.

Bereits die Anstaltsunterbringung - vor der The—Behandlung -
hatte im Verantwortungsbereich des Sozialhilfeträgers ge—

legen und war von ihm wegen der unerheblichen Eigenmittel

der Versicherten im wesentlichen auf öffentliche Kosten

durchgeführt worden. Auch nach dem Hinzutreten der Tbc—Er—

krankung hatte die weitere Betreuung dem Sozialhilfeträger

obgelegen. Für diese — kombinierte — Unterbringung und

The—Behandlung, die zutreffend in der psychiatrischen Tbc-

Abteilung des Landeskrankenhauses erfolgt war, müssen

schon nach den Grundsätzen, wie sie der 4. Senat des Bundes—

sozialgerichts in dem Urteil vom 50. Juli 4975 in BSGE 40,

115, 146 entwickelt hat, die gleichen Finanzierungsgrund—

sätze gelten wie zuvor für die Unterbringung. Der 4. Senat hat

darauf hingewiesen, daß der Wegfall des Heilbehandlungsan—

spruchs eines Tbc—Kranken gegen den Rentenversicherungsträger

in den Fällen des 5 1244 a Abs. 7 Satz 5 BVD dadurch be-
gründet ist, daß der Rentenversicherungsträger bei Unterbringung

in Anstaltspflege sein Recht und seine Pflicht nach Abs. 5 des

5 1244 a EVO, über Art und Maß seiner Leistungen nach pflicht-

gemäßem Ermessen zu
entscheiden, nicht ausüben kann. Da jeder Träger

regelmäßig für die Kosten der von ihm eingeleiteten und durch-

geführten Maßnahmen einzustehen haben soll, besteht keine Ver-

anlassung, die Finanzierung einer kombinierten Unterbringung und

Behandlung nach anderen Grundsätzen - etwa wie bei "Selbst—

zahlern" - zu gestalten. Nach Auffassung des erkennenden
Senats bestünde in einem solchen Fall kein rechtlicher Grund

dafür, daß der Rentenversicherungsträger die nicht differen—
zierten und auch nicht differenzierbaren Kosten der Kombinations-

behandlung übernähme, obwohl er auf die Betreuung des an The

leidenden Geisteskranken weiterhin keinen Einfluß hätte. Der

Sozialhilfeträger würde in einem solchen Fall zwar weiterhin ver-
antwortlich für die gesamte Betreuung (auch die medizinische)

des Geisteskranken bleiben, wäre andererseits aber von der

Kostenpflicht freigestellt; die Versicherte ihrerseits, die zu
den Kosten der Unterbringung bisher den Kinderzuschuß beigesteuert
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hatte, würde diesen Betrag ausgezahlt erhalten, obwohl die

Unterbringung weiter andauerte. Eine solche völlige Veränderung

der wirtschaftlichen Position aller Beteiligten entspräche weder

den vom 4.Senat aaO entwickelten Grundsätzen, denen auch der er-

kennende Senat nach eigener Prüfung folgt — der Hinweis vom
27. Januar 1972 (vgl.SozR Nr. 25 zu 5 1244 a RVG) verliert dem—

gegenüber seine Bedeutung zumal der 4. Senat in einem gleich-

liegenden Fall im gleichen Sinn wie der erkennende Senat ent-

schieden hat (vgl.SozR Nr. 12 zu 5 1244 & EVO) -, noch ließe sie

siohaus den sachlichen Gegebenheiten begründen. Vielmehr er-
fordert die Kontinuität der medizinisch-anstaltsmäßigen Be—

treuung gleicherweise die Kontinuität der finanziellen Lasten-

verteilung. Demgemäß beeinflußt der geringe Eigenbetrag der Ver—

sicherten nicht die Anwendbarkeit der sich aus 5 1244 a Abs. 7

Satz } RVO ergebenden Regelung; er verändert nicht die grund-
sätzliche Kostentragungspflicht des Unterbringungsträgere,hier

also des Klägers. Dieser kann demgemäß weder von der AOK noch

von der LVA Ersatz fordern. Unter diesen Umständen war das ange—

fochtene Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung in der Sache

zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichtsge-

setzes.
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